
als ehemaligem schweizer Verkehrsminister
geht es mir gut. Ich durfte letztes Jahr vor den
laufenden Kameras der weltpresse den Durch-
stich zum längsten tunnel der welt feiern. Ich
lobte diese neue eisenbahntransversale durch
die alpen (Neat) als ein resultat unserer di-
rekten Demokratie. Die stimmbürger stimm-
ten in vier abstimmungen ab über die linien-
führung, über die auflegung eines fonds, über
die finanzierung dieses fonds mittels einer
maut für lastwagen und über ein bilaterales
Verkehrsabkommen mit der eu, welches das
ganze Projekt vertraglich absicherte. Der
Durchstich am gotthard erfolgte zum berech-
neten zeitpunkt und zu den vorgesehenen Kos-
ten. Da in unserem Nachbarland das Projekt
„stuttgart 21“ auf Proteste stösst und ins sto-
cken geraten ist, werde ich vermehrt nach
Deutschland eingeladen und darf vor verschie-
denen Parteien das schweizerische system der
direkten Demokratie erklären. Dafür, dass sol-
che erklärungen nicht zur selbstgefälligen Na-
belschau verkommen, sorgt regelmässig der
einwand: „aber die minarette, die haben die
schweizer stimmbürger verboten!“ Ich habe
daher guten grund, in aller Bescheidenheit die
Vor- und Nachteile unseres systems zu erklären,
und gar keinen anlass, in Hybris zu verfallen.

Vor- uND NacHteIle auf allen drei stu-
fen, in der gemeinde, im Kanton und im
Bund, haben die stimmbürgerinnen und die

stimmbürger das recht, sowohl mit einem re-
ferendum über eine vom Parlament beschlos-
sene Vorlage zu entscheiden, als auch mit einer
Initiative ein selber formuliertes anliegen zur
abstimmung zu bringen, welches dann umge-
setzt werden muss. Das führt dazu, dass alle
stimmbürger mindestens viermal im Jahr zur
urne gerufen sind und dort u.a. über zahlrei-
che Vorlagen abstimmen, über Krankenversi-
cherung, strassenbahnlinien, steuervorlagen,
ener giefragen, Beitragszahlungen an die erwei-
terte eu usw. Die abstimmungen sind nicht
eine Notbremse oder ein ausweg in einer ver-
fahrenen situation, sondern ausdruck der
überzeugung, dass die stimmbürger als cito -
yens den staat aktiv gestalten. Haben sie sich
einmal geäussert, gilt der entscheid. als unsere
maut (wir nennen sie lsVa, leistungsabhän-
gige schwerverkehrsabgabe) in einer Volksab-
stimmung beschlossen wurde, konnte sie rasch
und ohne Verzögerungen eingeführt werden,
obwohl das unmittelbar betroffene lastwagen -
gewerbe sie natürlich zuvor bekämpft hatte.
anders war das in Deutschland, als die Betrof-
fenen auf einen wechsel der regierungsmehr-
heit  und auf eine anschliessende Änderung des
gesetzes spekulierten und daher die einfüh-
rung der maut massiv verzögerten. 
für die stimmbürger bedeutet dies, dass sie

in jeder sache stets aktiv werden können, wes-
wegen die zusammensetzung von regierung
und Parlament etwas weniger wichtig erscheint
als in repräsentativen Demokratien. Bei man-
chen urnengängen beteiligen sich nur wenige
stimmbürger, 30 Prozent und noch weniger.

Direkte Demokratie

Brief aus der schweiz 
seit Heiner geißlers stuttgarter schlichtung verstärkt sich die rede vom Vorbild der schweiz und
ihrer direkten Demokratie, in der das Volk unmittelbar, also ohne repräsentanten (abgeordnete)
die macht ausübt. In der tat kennt das land einflussreiche direktdemokratische Instrumente auf
allen politischen ebenen. ein schweizer (regierungsmitglied von 1995 bis 2010) beschreibt die

(vielen) Vorzüge und (wenigen) Nachteile.

Von Moritz Leuenberger
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Das mag die Idee des verantwortungsvollen
Volkssouveräns schmälern, doch interpretieren
wir es dahingehend, dass die abwesenden an
der sache nicht sehr interessiert sind und mit
jedem entscheid leben können. Das ist bei
Vorlagen wie etwa über die Höhe einer kom-
munalen Kehrichtgebühr ohne weiteres ver-
ständlich. entscheidend ist, dass die möglich-
keit mitzubestimmen garantiert ist. wir wissen
aus der forschung, dass allein dieser umstand
zum wohlbefinden der Bürger beiträgt und
eine „wut“, wie sie jetzt als Phänomen in un-
serem Nachbarland so oft beschrieben wird,
demnach weniger aufkommen kann. 

uND Der sacHVerstaND?     „Bei wem su-
chen die athener rat, wenn sie einen tempel
errichten wollen? Doch wohl beim architek-
ten. wen fragen sie, wenn sie ein schiff bauen
wollen? Den fachmann. aber in der Politik,
einer weitaus komplizierteren angelegenheit,
von der das gemeinwohl abhängt und die
daher eine gewaltige Verantwortung mit sich
bringt, da wird die meinung eines jeden Bür-
gers akzeptiert, ja sogar verlangt. Da tritt jeder-
mann als ratgeber auf, und niemand lästert,
dass er es ohne jede sachkenntnis und ohne
jede schulung tut, denn sie (die athener) hal-
ten das offenbar nicht für lehrbar.“ 

sokrates macht sich lustig über die Demokra-
tie, und er ist nicht der einzige. Von minis-
tern, Bundeskanzlern und Bundespräsidenten
unserer Nachbarländer höre ich gütige Hin-
weise, gelegentlich müssten wir doch unser
modell der direkten Demokratie aufgeben und
das Parlament „professionalisieren“. 
was ist denn ein professioneller Politiker? Der

Beruf des Politikers und der Politikerin defi-
niert sich nicht über die aufgewendete arbeits-
zeit, er oder sie ist nicht fachexperte in den
umfassenden materien, über die sie politisch
entscheiden. Drei wesentliche eigenschaften
müsse der Politiker haben, stellte max weber in
seinem Vortrag „Politik als Beruf“ fest: leiden-
schaft, Verantwortungsgefühl und augenmass.
Keine dieser eigenschaften ist erlernbar,
wenigstens nicht in Kursen, aber eben doch im
eigenen Beruf, in der familie, im musik- und
im sportverein. und so vertreten denn Künst-

ler und anwältinnen, Ärzte und Bäuerinnen die
öffentlichen Interessen in Parlamenten und
regierungen. Dennoch höre ich immer wieder:
„Ich verstehe nichts von Politik und beteilige
mich nicht an abstimmungen.“ gewiss soll
sich jeder, der vor einer abstimmungsfrage
oder einem wahlentscheid steht, so gut wie
möglich orientieren, um was es geht, soll sich
das nötige wissen so aneignen, dass er sich
eigene gedanken machen kann. außerdem soll
er auch seine gefühle zum zug kommen lassen.
Doch letztlich brauchen auch der stimmbürger
und die stimmbürgerin kein expertenwissen,
sondern den gesunden menschenverstand – ein
anderer ausdruck für au genmass und Verant-
wortung. 
Die stimmbürgerinnen und stimmbürger,

die nicht zur urne gehen, weil sie die materie
der Vorlage nicht bis in alle Verästelungen
durchschauen und begreifen, sollten wissen,
dass sich viele Parlamentarier, ja sogar regie-
rungsmitglieder nicht restlos der logik unter-
ziehen und nicht jedes Detail oder jeden
möglichen zusammenhang kennen und aus-
gelotet haben. auch sie orientieren sich an
fachleuten, auf die sie sich verlassen, auf men-
schen, in die sie Vertrauen haben, oder aber sie
folgen einem gefühl, einer Intuition, ihrem
Herzen.

DIe aNlIegeN Der mINDerHeIteN weil je -
des gesetz einem referendum unterliegt, wirkt
sich dies auf das Vorgehen und das Denken der
Verantwortlichen in regierung und Parlament
aus. In umfangreichen, gesetzlich vorgeschrie-
benen Konsultationsverfahren werden bereits
im Vorstadium der ge  setzeserarbeitung alle
Interessierten zur Vernehmlassung eingeladen.
Bei Bundesgesetzen sind das immer die Kan-
tone (die zum teil allein schon diese Vernehm-
lassung durch eine kantonale Volksabstim-
mung durchführen, bei der standortfrage von
KKw zum Beispiel) und alle politischen Par-
teien. Je nach Vorlage sind das die interessierten
Verbände und Ngos, also greenpeace, wwf,
automobilverbände oder Krankenkassen und
Patientenorganisationen. Im folgenden erar-
beitungsprozess eines gesetzes wird darauf
geachtet, die anliegen aller Beteiligten auszuta-
rieren, damit die Vorlage dereinst ein referen-
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dum übersteht. ein gesetz „referen dums taug -
lich“ ausgestalten, sagen wir. 
Das demokratische Ideal ist der Konsens, also

einen entscheid so lange abzuwägen und aus-
zudiskutieren, bis eine lösung gefunden ist, die
alle akzeptieren können. ein mehrheitsent-
scheid ist demgegenüber stets eine unumgäng-
liche Notlösung. soll der mehrheitsentscheid
nicht zur willkür, zu einer machtdemonstration
und Diktatur der mehrheit verkommen, muss
er qualitativen ansprüchen genügen. selbst ein
demokratisch legitimierter mehrheitsentscheid
entbindet nicht von der Diskussion über gut
und schlecht. er ist gegenüber den minder-
heiten mit einleuchtenden gründen zu recht-
fertigen, so dass diese sich damit abfinden kön-
nen. Das heisst zunächst, dass der Prozess, der
zum entscheid führt, so organisiert werden
muss, dass die minderheiten sich artikulieren
können. Dies wollen die langwierigen Proze-
duren mit Vernehmlassungen, Konsultationen,
Kommissionsberatungen und Differenzberei-
nigungsverfahren erreichen. sie brauchen zeit,
viel zeit, so dass ein macher schier verzweifelt
und mancher manager dafür nur Hohn und
spott übrig hat. 
Der Prozess hat aber auch eine inhaltliche Be-

deutung: Die zahlreichen je nach Konstellation
immer wieder anders gelagerten minderheiten
– sprachliche, kulturelle, religiöse, regionale
minderheiten, arbeitnehmer oder arbeitgeber,
die exportwirtschaft oder Banken und Versi-
cherungen, Kleinbetriebe oder global tätige
unternehmen –, sie alle müssen sich in einem
mehrheitsentscheid auch wiedererkennen kön-
nen. Dies dient der stabilisierung einer gesell-
schaft, mit anderen worten: der erhaltung der
macht der Demokratie. minderheiten einzu-
beziehen bedeutet solidarität und dient der
stabilität. Das wort „solidarisch“ ist verwandt
mit „solid“, also stabil, was aber nicht gleich-
bedeutend ist mit „konservativ“ und „Neue-
rungen abhold“. 

DIe scHere Im KoPf Dieses stete schielen
auf die Volksmeinung ist einerseits eine tu-
gend. „Vox populi – vox Dei“ oder „Das Volk
hat immer recht“, heisst die Devise, die ein
guter Demokrat verinnerlicht und nicht, wie
franz Josef strauß, als „Vox populi – vox rind-

vieh“ verspottet. Deswegen setzt sich der gute
Demokrat mit der Volksmeinung ernsthaft
aus einander. er sucht vermehrt den ausgleich
und den Kompromiss. Die Vorwegnahme ei -
nes allfälligen mehrheitsentscheides in der
Volksabstimmung, die rücksichtnahme auf
minderheiten, die langwierige austarierung
sprachlicher, regionaler und politischer Interes-
sengegensätze prägen unsere Demokratie, die
deswegen Konsensdemokratie genannt wird. 
Doch es gibt auch Nachteile. für die Inno-

vationskraft einer regierung bildet sich oft auch
eine hinderliche „schere im Kopf“, weil die
stimmung bei den stimmbürgern zum Voraus
ertastet und eine mutige Vorlage deshalb viel-
leicht gar nicht erst in erwägung gezogen wird.
Im laufe der zeit kann sich eine eigene über-
zeugung verflüchtigen und purem opportu-
nismus weichen, wenn, meist unmerklich, der
Kompromiss bereits mental vorweggenommen
wird. ein „Kompromissler“, der allzuschnell
auf die mitte zusteuert, unterlässt es, seine ei-
gene meinung zunächst grundsätzlich zu bilden
und sie auch zu vertreten. und wenn er allzu
schnell auf meinungsumfragen vertraut, vertut
er sich so auch die chance, später aus einer zu-
nächst vermeintlich aussichtslosen Position die
mehrheiten doch noch  zu kehren. man soll
dem Volk aufs maul schauen, aber ihm nicht
nach dem maul reden. Die Demokratie muss
sich stets mit neuen und ungewohnten Ideen
und erfahrungen, mit anderen Denkarten und
Perspektiven auseinandersetzen, sie aufnehmen
und für die gemeinschaft fruchtbar machen.
so erst legt sie ihre Kräfte frei. eine Demokra-
tie, die kontinuierlich neue standpunkte ein-
bezieht, experimente wagt und oppositionelles
Denken aufnimmt, ist kreativer als ein system
mit stets wechselnder opposition und regie-
rung, wo alle paar Jahre viele frühere entscheide
wieder über den Haufen geworfen werden. Die
tendenz zu grossen Koalitionen, wie sie in
ländern mit repräsentativen Demokratien ver-
mehrt zu beobachten ist, zeigt dieses Bedürfnis
nach sta bilität. 

sIcHtweIseN aus republikanischer sicht
ist die demokratische selbstbestimmung der
schweizerischen eidgenossenschaft, der einzel-
nen Kantone oder der gemeinden als Körper-
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geschehen habe, und nach den rufen „ans
Kreuz, ans Kreuz!“ wusch er sich die Hände in
unschuld.
Doch aus wahltaktischer Profilierungslust

wurden in der schweiz vermehrt Initiativen um
der emotionalisierung willen lanciert und
nicht, um ein Problem zu lösen. Die ausschaf-
fungs- und die minarettinitiative gehören dazu.
regierung und Parlament unterliessen es,
obwohl sie es teilweise durchaus in der Hand
gehabt hätten, solche Initiativen gar nicht erst
zur abstimmung zu bringen. um dieses Instru-
ment der Vorprüfung ungültiger Initiativen
effizienter einsetzen zu können, werden ge gen -
wärtig neue wege gesucht. Die Vorlagen befin-
den sich jetzt übrigens im sogenannten Ver-
nehmlassungsverfahren. Das zeigt auch, dass
das system einer direkten Demokratie ebenso
im fluss ist wie dasjenige repräsentativer De -
mo kratien, wo nun über vermehrte Bürgerbe-
teiligung diskutiert wird. Dabei fehlt es auch
bei uns nicht an stimmen, die auf die effizien-
ten gesellschaften in asien verweisen, wo in -
nert weniger monaten ein fussballstadion
gebaut wird, während das bei unseren systemen
Jahre dauern kann. Ihnen sei geantwortet, dass
die effizienz nicht das einzige und nicht das
wichtigste Kriterium für das wohlergehen
einer gemeinschaft und ihrer mitglieder ist.
sehr viel entscheidender sind menschenrechte,
selbstbestimmung und das recht, Verantwor-
tung wahrnehmen zu können.

schaften in der schweiz gewiss sehr hochent-
wickelt. Doch aus der Perspektive der einzelnen
Individuen, dem liberalen aspekt der Demo-
kratie, müssen wir uns fragezeichen gefallen
las sen. wir haben eine recht restriktive einbür -
gerungspraxis, und so konnten sich zum Bei-
spiel zum minarett-Verbot ausgerechnet die
am meisten Betroffenen, nämlich die einwoh-
ner islamischen glaubens, nicht äussern. auf
das stimm- und wahlrecht haben die schwei-
zer frauen ja bekanntlich recht lange gewartet
und konnten sich dazu auch nicht äussern.
Verbunden mit dem umstand, dass die Ver-
fassungsgerichtsbarkeit nur rudimentär entwi-
ckelt ist, lauert die latente gefahr der Domi-
nanz einer mehrheit gegenüber einer
min derheit als eine dauernde politische Pro-
blematik.

PoPulIsmus Vermehrt werden Initiativen
im wissen darum formuliert, dass sie gar nicht
umgesetzt werden können, zum Beispiel wegen
völkerrechtlicher Verpflichtungen. Das ist eine
Verantwortungslosigkeit der populistischen
Initianten selber. sie gaukeln eine einfache lö-
sung eines Problems vor, welches die leute be-
schäftigt, und verschweigen, dass diese einfache
lösung gar nicht umsetzbar ist. zu diesem
praktischen aspekt kommt ein ethischer: Nicht
alles, was eine emotional aufgeputschte mehr-
heit will, ist legitim. Pontius Pilatus fragte die
menge, was mit diesem Jesus von Nazareth zu

Direkte Demokratie: Landsgemeinde in Glarus (Schweiz), 7. Mai 2006
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